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Vorbemerkung 

Im Juli 1994 hat der Wissenschaftsrat anhand eines Berichts 

über die Probleme beraten, die sich mit dem Auslaufen der 

Verstärkungsfonds für eine Reihe von Forschungseinrichtungen 

in den neuen Ländern und Berlin abzeichneten. Dabei wurde der 

Forschungsausschuß gebeten, sich eingehender mit der Thematik 

zu befassen. 

Der Forschungsausschuß hat die Situation in mehreren Sitzun­

gen beraten, Vertreter der neuen Länder und Berlins sowie der 

Deutschen Forschungsgemeinschaft angehört und anschließend 

die vorliegende Empfehlung ausgearbeitet. 

Der Wissenschaftsrat hat die Empfehlung am 19. Mai 1995 ver­

abschiedet. 

• 
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A. Anlaß und Gegenstand 

A.I. Empfehlungen zur Stellenstruktur in außeruniversitären 

Forschungseinrichtungen 

Der Wissenschaftsrat hat mit seinen Stellungnahmen zu den 

außeruniversitären Forschungseinrichtungen in den neuen 

Ländern und in Berlin wesentliche Voraussetzungen für eine 

leistungsorientierte Neugestaltung der Forschungslandschaft 

geschaffen. Zu den grundlegenden forschungspolitischen Aus­

sagen zählen Empfehlungen zur Stellenstruktur in den neu zu 

gründenden Einrichtungen, die dem Erhalt und der Steigerung 

· ihrer wissenschaftlichen Leistungsfähigkeit sowie der Erhö­

hung ihrer Flexibilität dienen. Der Wissenschaftsrat hielt 

es für erforderlich, daß ein hoher Anteil der Stellen für 

wissenschaftliche Mitarbeiter zeitlich befristet wird1> 

und daß die Einrichtungen zusätzlich erhebliche Drittmittel 

einwerben, um weitere wissenschaftliche Mitarbeiter be­

schäftigen zu können. 

In den Empfehlungen im Bereich Biowissenschaften und Medi­

zin ist diese allgemeine Empfehlung aufgegriffen und für 

dieses Forschungsgebiet konkretisiert worden. Im einzelnen 

~ empfahl der Wissenschaftsrat, 

- kleine selbständige Forschergruppen zusammenzusetzen, um 

mit diesen flexiblen Einheiten eine schnelle thematische 

Anpassung an neue Fragestellungen zu ermöglichen, 

- den Personalumfang solcher Forschergruppen durch die Ein­

werbung von Drittmitteln zu verdoppeln, 

- zwei Drittel der Wissenschaftler befristet zu beschäfti­

gen (während technisches Personal unbefristet angestellt 

werden sollte) . 

1 ) Wissenschaftsrat: Stellungnahmen zu den außeruniversi­
tären Forschungseinrichtungen in den neuen Ländern und 
in Berlin. Allgemeiner Teil, Köln 1991, S. 18. 
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Die Gründung außeruniversitärer Forschungseinrichtungen in 

den neuen Ländern bot die Möglichkeit, forschungspolitische 

Ziele zu realisieren, die der Wissenschaftsrat in seinen 

"Empfehlungen zur Zusammenarbeit zwischen Großforschungs­

einrichtungen und Hochschulen" formuliert hatte, nämlich 

durch Drittmitteleinwerbungen eine kontinuierliche Quali­

tätskontrolle zu gewährleisten und die Zahl der Zeitstellen 

zu erhöhen, um zu einem ausgewogenen Verhältnis von Dauer­

und Zeitstellen zu gelangen. 2
> Die empfohlenen neuartigen 

Stellenstrukturen innerhalb der Forschungseinrichtungen in 

den neuen Ländern haben eine entsprechende Drittmittelför­

derung zur Voraussetzung: "Es wird also darauf ankommen, 

daß die großen Drittmittelgeber in erheblichem Maße dazu 

beitragen können, in den neuen Einrichtungen zusätzliche 

Arbeitsmöglichkeiten zu schaffen. Der Wissenschaftsrat emp­

fiehlt Bund und Länder~, _c:iie Aufwendungen für Drittmittel­

förderung angemessen zu erhöhen. 113 > 

A.II. Einrichtung von Verstärkungsfonds 

Da die neu gegründeten Forschungseinrichtungen nicht sofort 

in der Lage waren, den geforderten hohen Anteil an Dritt­

mitteln einzuwerben, sollte in einer Übergangssituation 

eine angemessene Zahl von künftigen Drittmittelbeschäftig­

ten aus Haushaltsmitteln finanziert werden. Zu diesem Zweck 

wurden für die Jahre 1992 bis 1996 Verstärkungsfonds vom 

Bund und von den beteiligten Ländern für eine Reihe von 

Einrichtungen geschaffen, um die noch nicht voll entfaltete 

Drittmitteleinwerbung auszugleichen (vgl. Übersichten 1 und 

2 ) 

3) 

Wissenschaftsrat: Empfehlungen zur Zusammenarbeit zwi­
schen Großforschungseinrichtungen und Hochschulen, Köln 
1991, s. 48. 

Wissenschaftsrat: Stellungnahmen zu den außeruniversi­
tären Forschungseinrichtungen in den neuen Ländern und 
in Berlin. Allgemeiner Teil, Köln 1991, S. 28; vgl. auch 
ebd. S. 18. 
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3). Der Wissenschaftsrat verband damit die Erwartung, daß 

nach einer Anfangsphase von drei bis fünf Jahren Drittmit­

tel der verschiedenen Förderorganisationen in ausreichendem 

Maß eingeworben werden können. Die Mittelzuwendungen der 

Verstärkungsfonds wurden deshalb von den Zuwendungsgebern 

stark degressiv angelegt, so daß die Zahl der beschäftigten 

Mitarbeiter jährlich abnahm. Übersicht 3 zeigt den schnel­

len Personalabbau von 343 (1994) über 238 (1995) und 118 

mit Mitteln von Verstärkungsfonds finanzierten Mitarbeitern 

(1996) auf 0 (1997). 

A.III. Schwierigkeiten bei der Umsetzung des Struktur­

konzepts 

Die Institute haben bereits in den Jahren 1992 bis 1994 

Drittmittel in z.T. beachtlichem Umfang eingeworben. 

Schwierigkeiten für die mit Verstärkungsfonds ausgestatte­

ten zehn Institute entstehen dadurch, daß es ihnen nur zum 

Teil und in unterschiedlichem Maße gelingen wird, durch 

Drittmitteleinwerbungen die für Ende 1996 angesetzte Ziel­

größe des Gründungskonzeptes zu erreichen (vgl. Übersicht 

2). Die rasche Abnahme der Verstärkungsfonds kann nicht -

wie urspünglich erwartet - durch eine vergleichbar hohe 

Einwerbung von Drittmitteln ausgeglichen werden. Dies hat 

folgende Gründe: 

(1) Gegenwärtige Stellen- und Infrastruktur 

Die Einwerbung eines hohen Anteils an Drittmitteln für wis­

senschaftliche Mitarbeiter setzt entsprechende Personal­

strukturen und Infrastrukturen (technische Ausstattung, 

Räumlichkeiten etc.) in den Einrichtungen voraus: 

- Die Institute müssen über eine hinreichende Zahl höher­

wertiger Stellen für Wissenschaftler verfügen, die die 
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Leitung von ForschungsprojekteH übernehmen und entspre­

chende Drittmittel (Personal- und Sachmittel) einwerben 

können. 

Darüber hinaus ist eine hinreichende Anzahl von qualif i­

zierten Funktionsstellen im technischen Bereich erforder­

lich. 

Außerdem ist eine angemessene technische Ausstattung not­

wendig. 

Da bisher übliche Stellenkegel bei der Gründung der Insti­

tute gewählt wurden, fehlen vielfach die personellen Vor­

aussetzungen für die Einwerbung eines hohen Anteils an 

Drittmitteln. Es besteht ein Mangel an institutionell ge­

förderten Stellen für Projektleiter und an technischem Per­

sonal sowie entsprechender Infrastruktur. Diese Defizite 

können durch Drittmittel nicht behoben werden, da höherwer­

tige Stellen und Stellen für Techniker mit Daueraufgaben 

sowie die Infrastuktur der Institute von den großen For­

schungsförderern in der Regel nicht finanziert, sondern 

bisher überwiegend dem erforderlichen Umfang der Grundaus­

stattung zugerechnet werden. 

(2) Drittmitteleinwerbung und Situation des "Drittmittel­

marktes" 

Ohne den vom Wissenschaftsrat empfohlenen hohen Drittmit­

telanteil, der teilweise bis zu 50% der vorgesehenen Perso­

nalstärke reicht (vgl. Übersicht 2), sind die Institute 

nicht handlungsfähig. Die Problemlagen in den Einrichtungen 

sind - abhängig von den Förderbedingungen in den einzelnen 

Fachgebieten und der wissenschaftlichen Entwicklung, die 

die Institute bisher genommen haben - zum Teil sehr indivi­

dueller Natur. Die Drittmittelengpässe haben unterschiedli-
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ehe Konsequenzen, die sich in folgender Weise charakteri­

sieren lassen: 

Bei einigen Einrichtungen ist das Gründungskonzept des 

Wissenschaftsrates und der Gründungskommissionen gefähr­

det, da drittmittelfinanzierten Forschergruppen als fle­

xiblem Gestaltungselement zur Erfüllung der Aufgaben der 

Institute ein besonderes Gewicht zukommen soll. Bei Eng­

pässen in der Drittmitteleinwerbung können gerade in die­

sen Gruppen erfolgreich begonnene Projekte nicht ausrei­

chend frühzeitig zu Ergebnissen führen, die Grundlage für 

die Einwerbung weiterer Drittmittel wären; als Beispiele 

sind hier MDC, IfN und IMB zu nennen. 

- Bei anderen Einrichtungen ist vor allem die ursprünglich 

empfohlene inhaltliche Umorientierung und Neukonzeption 

der Einrichtungen durch eine gezielte Förderung von jün­

geren Wissenschaftlern gefährdet, da deren Stellen nicht 

mehr finanziert werden können und der Haushalt aufgrund 

der Altersstruktur der unbefristet angestellten Wissen­

schaftler keine Auffangmöglichkeiten bietet. 

- In einer Reihe von Einrichtungen müssen einzelne Arbeits­

gruppen aufgelöst werden. 

Insgesamt ist in der Bundesrepublik Deutschland ein zuneh­

mender Wettbewerb universitärer und außeruniversitärer For­

schungseinrichtungen im Bereich der ergänzenden Förderung 

festzustellen. Die Forschungseinrichtungen sind auf einen 

Drittmittelmarkt angewiesen, der äußerst angespannt ist. 

Die Ablehnungsquoten der Deutschen Forschungsgemeinschaft 

sind relativ hoch; außerdem werden bisher Anträge zur 

Hauptarbeitsrichtung außeruniversitärer Einrichtungen in 

der Regel nicht entgegengenommen. Der Spielraum für eine 

Erhöhung der Projektmittel des Bundes wird auch in den 

nächsten Jahren begrenzt sein. Auf eine Steigerung des oh-
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nehin nicht sehr hohen Anteils an Mitteln aus der Industrie 

kann nicht gebaut werden. 

Durch thematische und forschungspolitische Schwerpunktbil­

dungen in der Forschungsförderung gibt es Gebiete, in denen 

Drittmittel besser einzuwerben sind als in anderen, so daß 

für einzelne Institute, insbesondere im Bereich der anwen­

dungsnahen Forschung, auch weiterhin ein höherer Drittmit­

telanteil zu erwarten ist. Für andere gibt es einen solchen 

Markt kaum. Die thematische Ausrichtung einiger Institute 

läßt eine Finanzierung über Industriemittel nur in engen 

Grenzen zu. • 
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B. Empfehlungen 

Tätigkeit und Förderung der in Rede stehenden, vorwiegend 

lebenswissenschaftlichen außeruniversitären Forschungsein­

richtungen haben sich auf der Grundlage der Empfehlungen 

des Wissenschaftsrates insgesamt bewährt. Eine hohe Zahl an 

befristet besetzten Planstellen und vor allem an über 

Drittmittel finanzierten Wissenschaftlern hat grundsätzlich 

zu einer Flexibilisierung im Personalbereich geführt, eine 

regelmäßige Qualitätskontrolle gesichert und die Förderung 

jüngerer Wissenschaftler ermöglicht. Die Integration in die 

Forschungsstruktur der Bundesrepublik Deutschland ist weit­

gehend gelungen. Die Institute haben in zum Teil beachtli­

chem Umfang Drittmittel einwerben können. Damit sind diese 

Einrichtungen strukturell und dauerhaft auf einen Wettbe­

werb um Projektmittel sowie damit einhergehend auf eine 

Flexibilisierung der Forschungs- und Personalstrukturen 

ausgerichtet. Die vom Wissenschaftsrat ebenfalls empfohlene 

Erhöhung der insgesamt zur Verfügung gestellten Drittmittel 

hat mit dem sich entwickelnden Bedarf an projektbezogener 

Förderung jedoch nicht Schritt -gehalten. 

Die Verstärkungsfonds haben den ihnen zugedachten Zweck 

einer vorhabenbezogenen Förderung während einer Übergangs­

phase, in der die Anpassung an und die Einübung in neue 

forschungspolitische Bedingungen gefördert werden sollte, 

weitgehend erfüllt. Deshalb sollten sie in der Form einer 

Zuweisung von Haushaltsmitteln an die jeweiligen Institute 

nicht fortgeführt werden, sondern wie ursprünglich geplant, 

degressiv angelegt bleiben. Es zeichnet sich allerdings ab, 

daß zahlreiche Institute wegen des strukturellen Bedarfs an 

Drittmitteln, der gegenwärtig vom Drittmittelmarkt nicht 

hinreichend gedeckt werden kann, ihre Aufgaben nicht mehr 

in dem notwendigen und durch die Gründungskonzepte f estge­

legten Maße wahrnehmen können, weil insbesondere 
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- Wissenschaftler in herausgehobenen Positionen nicht mehr 

finanziert werden, so daß von ihnen geleitete Arbeits­

gruppen auseinanderfallen, 

- die Förderung junger Wissenschaftler, die neue profilbil­

dende Themen einbringen, endet, 

- Arbeiten nicht mehr zu Ende geführt werden, die zum pro­

filbestimmenden Bereich der Forschungseinrichtungen zäh­

len. 

B.I. Forschungspolitische Ziele und Prinzipien der 

Mittelvergabe 

I.l. Stellenausstattung und Infrastruktur im Rahmen der 

institutionellen Förderung 

Angesichts der beschriebenen~,Defizite empfiehlt der Wissen­

schaftsrat den Zuwendungsgebern, die Stellenausstattung und 

die Infrastruktur im Rahmen der institutionellen Förderung 

mit Blick auf die Erfordernisse des Wettbewerbscharakters 

der Einrichtungen möglichst rasch zu überprüfen und wo not­

wendig anzupassen. Die jetzigen Stellenkegel sind für wis­

senschaftliche Institute mit hohem Drittmittelanteil nicht 

angemessen. In den Instituten muß darauf geachtet werden, 

daß die erforderliche Anzahl von höherwertigen Stellen für 

geeignete Wissenschaftler vorhanden ist, damit diese Pro­

jektmittel einwerben können. Dabei können auch vorhandene 

Stellen umgewandelt werden. Zudem sollten Möglichkeiten für 

die Beschäftigung von Mitarbeitern im technischen Bereich 

gemäß den Erfordernissen in den einzelnen Einrichtungen 

geschaffen, sowie die Infrastruktur, wo nötig, verbessert 

werden. 

• 

• 
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I.2. Verbesserung der Projektförderung 

Vor dem Hintergrund der skizzierten Probleme ist es notwen­

dig, den Wissenschaftlern der genannten Institute auch 

künftig ergänzende Möglichkeiten zu eröffnen, für For­

schungsvorhaben qualitätsbezogen Mittel befristet einzuwer­

ben. Dies ist für die Einrichtungen notwendig, weil deren 

institutionelle Grundförderung im Vergleich mit anderen 

Einrichtungen ähnlicher Art systematisch deutlich niedriger 

angesetzt wurde . 

Bei der Vergabe der Projektmittel sind folgende Grundsätze 

zu beachten: 

- Qualitätskontrolle 

Die Mittel sollen nach Qualitätsmaßstäben und Verfahren 

vergeben werden, die in der Projektförderung großer For­

schungsförderungsorganisationen üblich sind. 

- Wettbewerb 

Wissenschaftler oder Arbeitsgruppen der in Betracht kom­

menden Einrichtungen sollen sich auf der Grundlage von 

Anträgen und im Wettbewerb um eine Förderung bemühen. 

Eine Zuweisung vorab festliegender Mittel an einzelne 

Einrichtungen würde den Wettbewerb verzerren und soll 

daher nicht erfolgen. 

- Personal- und Sachmittel 

Aufgrund des mit dem Konzept angestrebten Ziels, lei­

stungsfähige Arbeitsgruppen auf Zeit zu schaffen, sollten 

auch kleinere selbständige Arbeitsgruppen einschließlich 

der Leitung eines Projekts befristet finanziert werden 

können. 
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Die Themen der mit Projektmitteln geförderten Forschungs­

vorhaben sollten im Hauptarbeitsgebiet der Einrichtungen 

liegen können. Der Wissenschaftsrat behält sich vor, nach 

einem Zeitraum von etwa fünf Jahren zur Entwicklung der 

projektbezogenen Forschungsförderung außeruniversitärer 

Einrichtungen Stellung zu nehmen. 

B.II. Zu Finanzierung und Organisation 

Der Wissenschaftsrat fordert die Zuwendungsgeber der in 

Betracht kommenden Einrichtungen auf, im Rahmen der Grund­

finanzierung eine angemessene Stellen- und Infrastruktur 

sicherzustellen und so vorhandene Defizite zu beheben. 

Der Wissenschaftsrat hat sich bereits in seinen Empfehlun­

gen zu den außeruniversitären Forschungseinrichtungen in 
den neuen Ländern dafür ausgesprochen, die Aufwendungen für 

Drittmittelförderung angemessen zu erhöhen. Dies ist eine 

unerläßliche Voraussetzung für eine - im Vergleich mit an­

deren Einrichtungen - deutlich begrenzte institutionelle 

Förderung. 

Zur Sicherung der Flexibilität von außeruniversitären Ein­

richtungen mit den vom Wissenschaftsrat empfohlenen For­

schungs- und Personalstrukturen müssen zusätzliche Mittel 

im Rahmen der Projektförderung zur Verfügung gestellt wer­

den. 

Die Vergabe der Mittel sollte einer Forschungsförderung~­

organisation übertragen werden, die in der Lage ist, eine 

angemessene Qualitätsprüfung in allen betroffenen Fachdis­

ziplinen zu gewährleisten. Der Wissenschaftsrat bittet die 

Deutsche Forschungsgemeinschaft zu prüfen, ob sie bei ent­

sprechender Mittelausstattung diese Aufgabe mit Hilfe ihrer 

bewährten Instrumente der Forschungsförderung übernehmen 

kann; ein Sonderprogramm sollte dafür nicht eingesetzt wer­

den. 

• 

• 
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Anhang 

Übersicht 1 

Forschungseinrichtungen, 

die mit Mitteln von Verstärkungsfonds gefördert werden 

Berlin 

* MDC - Max-Delbrück-Centrum für Molekulare Medizin, Berlin-Buch 
* FMP - Forschungsinstitut für Molekulare Pharmakologie im Forschungsverbund Berlin 
* IZW - Institut für Zoo- und Wildtierforschung im Forschungsverbund Berlin 

Brandenburg 

* DlfE - Deutsches Institut für Ernährungsforschung, Potsdam-Rehbrücke 

Sachsen 

* IFW - Institut für Festkörper- und Werkstofforschung, Dresden 
* IOM - Institut für Oberflächenmodifizierung, Leipzig 

Sachsen-Anhalt 

* IPK - Institut für Pflanzengenetik und Kulturpflanzenforschung, Gatersleben 
* IPB - Institut für Pflanzenbiochemie, Halle/Saale 
* IfN - Institut für Neurobiologie, Magdeburg 

Thüringen 

* IMB - Institut für Molekulare Biotechnologie, Jena 
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Übersicht 2 

Lebenswissenschaftliche Einrichtungen 

- Personalzahlen nach Empfehlungen des Wissenschaftsrates -

Einrichtung Zielgröße Grund- Drittmittelfinan- davon 

finanziert ziert Verstärkungs-

fonds 

(bis zu) 

MDC/BE 600 350 250 125 

FMP/BE 190 100 90 50 

IZW/BE 100 50 50 25 

DlfE/BB 240 120 120 60 

IMBffH 240 120 120 60 

IPK/S-Anh 300 210 90 50 

IfN/S-Anh 140 70 70 30 

IPB/S-Anh keine 90 keine 40 

Vorgaben Vorgaben • Summe 1810 1110 790 440 

Quelle: Wissenschaftsrat, BMBF 
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Übersicht 3 

Verstärkungsfonds -

Degressiver Personalabbau 

(Sollvorgaben in den jeweiligen Haushalten) 

Land Einrichtung 1992 1993 1994 1995 1996 

Berlin MDC/GFE 52 35 17 

FMP/BLE 34 23 12 

IZW/BLE 19 12 7 

Brandenburg DifE/BLE 60 35 26 6 

Sachsen IfW/BLE 55 45 34 23 u 

IOM/BLE 12 6 5 4 4 

IPK/BLE 50 50 43 33 16 

IPB/BLE 40 40 35 23 15 
Sachsen-Anhalt 

IfN/BLE 30 30 26 19 9 

Thüringen IMB/BLE 60 40 20 

Summe 343 238 118 

1997 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 



Einrichtung 

MDC 

FMP 

IZW 

DlfE 

IMB 

IPK 

lfN 

IPB 

IFW 

IOM 

Summe 
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Übersicht 4 

Einrichtungen mit Verstärkungsfonds 

- Finanzmittel (in TDM) 

V crstärlrun~onds 
Betriebsmittel 1> kalkulatorischer 

Fmanzbcdarf 21 laut Abbauzielen BMF 

IIlipFl IIlipl IIlipl 199.5 19% 
19'J4 199.5 19'J4 

60.965 58.361 25.000 12.250 3.000 1.700 

13.808 13.010 9.000 3.400 2.300 1.200 

7.400 6.838 5.000 1.900 1.200 700 

17.822 16.070 12.000 4.500 2.500 .1.200 

19.774 18.670 12.000 5.000 3.900 1.900 

29.620 21.m 9.000 4.500 3.300 1.600 

11.200 10.602 7.000 2.600 1.900 900 

13.118 11.848 6.000 3.500 2.300 1.500 

32.426 28.536 12500 3.400 2.300 1.000 

7.120 6.814 4.000 500 400 400 

213.253 198.721 101.500 41.550 23.100 12.100 

l) Bundes- und Landesanteil. 

Eingcwmbcnc ·isr 
Drittmittel für (in %)-4) 

19'J4 3) 

9.034 36 

1.783 20 

104 2 

1.502 13 

1.481 12 

6.795 76 

5.096 73 

1.252 21 

9.898 79 

2.728 68 

39.673 39 

2) Der kalkulatorische Finanzbeda·rf bezieht sich auf die einzuwerbenden Drittmittel und ist nach den Empfehlungen des Wissenschaftsrates 
zur Zahl der nicht-grundfinanzierten Mitarbeiter hochgerechnet. 

3) Angaben aus Wirtschaftsplanentwürfen für 1995 (Stand Februar 1994). 

4
) "ISP vergleicht den erreichten Stand bei der Drittmitteleinwerbung mit dem kalkulatorischen Finanzbedarf für die Realisierung der 

Empfehlungen des Wissenschaftsrates zur Zahl der nicht-grundfinanzierten Mitarbeiter. Die unterschiedlichen Anteile ergeben sich auch 
aus den in Abschnitt A.III. skizzierten Gründen. 

5) Haushaltsplan. 

Quelle: BMBF/Sachsen 


